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Was dieses Buch leisten soll?

Dieses Buch wendet sich an alle, die im Innen- oder Außendienst eines Versi-
cherers oder als Makler mit der Beratung von Kunden im Bereich der Kfz-Ver-
sicherung zu tun haben. In kaum einer anderen Versicherungssparte ist der
Kunde so häufig auf die Beratung eines Fachmanns angewiesen wie in der
Kfz-Versicherung. Ist der Kunde zufrieden, beginnt mit der Kfz-Versicherung
nicht selten eine langjährige Kundenbeziehung. Für viele Versicherer ist die
Kfz-Versicherung deshalb eine Schlüsselbranche zur Neukundengewinnung.
Dementsprechend hart ist jedoch auch der Kampf um Marktanteile, den nur
bestehen kann, wer dem Kunden neben einem günstigen Preis auch eine
gute Beratung bieten kann.

Der Leser soll mit diesem Buch eine Anleitung an die Hand bekommen, die es
ihm ermöglicht, alle typischen praxisrelevanten Kundenprobleme mit dem
nötigen fachlichen Hintergrundwissen qualifiziert zu lösen, angefangen von
der richtigen Beratung bei Vertragsabschluss über Hilfen im Schadenfall bis
zur Kündigung des Vertrags. Im Mittelpunkt des Buches stehen dabei stets
praxisnahe Kundensituationen, anhand derer die rechtlichen Grundlagen der
Kfz-Versicherung erläutert werden. Der Leser soll dabei auch die Hemm-
schwelle verlieren, die erforderlichen Informationen den Versicherungs-
bedingungen selbst zu entnehmen. Diese Fähigkeit wird in einem Versiche-
rungsmarkt, dessen Produkte zunehmend differenzierter werden, immer
mehr zur Schlüsselqualifikation für eine gute Beratung.

Eine Neuauflage des Buches war dringend erforderlich. Selten wurde eine
Versicherungssparte innerhalb kürzester Zeit mit einer solchen Vielzahl von
Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen konfrontiert wie die
Kfz-Versicherung in den letzten Jahren. Die völligen Neugestaltungen des
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), der Allgemeinen Bedingungen für die
Kfz-Versicherung (AKB 2008) und der Fahrzeugzulassungsverordnung (FZV)
werden die Arbeitspraxis aller mit der Kfz-Versicherung befasster Mitarbeiter
erheblich verändern.
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Richtig beraten –
Welchen Versicherungsschutz
braucht der Kunde?

Wer sich heute ein Kraftfahrzeug anschafft, ist einer Vielzahl von Risiken aus-
gesetzt. Das Fahrzeug kann beschädigt, zerstört oder gestohlen werden,
Dritte können bei einem Unfall zu Schaden kommen oder eigene Insassen
verletzt oder getötet werden. Darüber hinaus können im Rahmen einer
Panne oder eines Unfalles Kosten für das Abschleppen des Fahrzeugs, den
Rücktransport oder notwendig werdende Übernachtungen entstehen. Häu-
fig wird nach einem Unfall auch über die Schuldfrage oder das Bußgeld ge-
stritten. In diesem Fall sind oft unterschätzte Kosten für Rechtsanwälte, Sach-
verständige und Gericht aufzubringen.

Die Auswahl des passenden Versicherungsschutzes zur Abdeckung dieser
Risiken wird dem Versicherungsnehmer heute nicht einfach gemacht. Der
Kunde kann aus einem sehr großen Angebot seinen bedarfsgerechten Versi-
cherungsschutz auswählen. Umso wichtiger ist für den Kunden eine qualifi-
zierte Beratung bei Abschluss des Versicherungsvertrags.

A. Umfang der Beratungspflicht
Der Versicherer war nach der Rechtsprechung bereits nach altem Recht bei
Vertragsschluss zur Beratung des Versicherungsnehmers verpflichtet, auch
wenn diese Beratungspflicht im VVG nicht ausdrücklich normiert war. Im
neuen Versicherungsrecht ist die Beratungspflicht des Versicherers nun in § 6
VVG gesetzlich geregelt.

§ 6 Abs. 1 VVG (Beratung des Versicherungsnehmers)

(1) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der Schwierigkeit, die
angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der Person des Versicherungsnehmers
und dessen Situation hierfür Anlass besteht, nach seinen Wünschen und Bedürfnissen
zu befragen und, auch unter Berücksichtigung eines angemessenen Verhältnisses zwi-
schen Beratungsaufwand und der vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Prämien,
zu beraten sowie die Gründe für jeden zu einer bestimmten Versicherung erteilten Rat
anzugeben. Er hat dies unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen Ver-
sicherungsvertrags zu dokumentieren.

(1) Beratungspflicht für Versicherer und Vermittler

Nach § 6 VVG ist der Versicherer verpflichtet, den Versicherungsnehmer –
soweit aufgrund der konkreten Umstände ein konkreter Anlass dazu be-
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steht – nach seinen Wünschen und Bedürfnissen zu befragen, ihn zu beraten
und die Gründe für jeden zu einer bestimmten Versicherung erteilten Rat
anzugeben. Die Beratungspflicht des Versicherers wird in der Praxis von den
Angestellten des Versicherers oder von den selbstständigen Versicherungs-
vermittlern des Versicherers erfüllt. Wird die Versicherungsvertrag von einem
Versicherungsmakler vermittelt, gelten die Beratungspflichten für den Ver-
sicherer nicht (§ 6 Abs. 6 VVG).
Neu im Versicherungsrecht ist jedoch, dass neben dem Versicherer auch den
Vermittler eine eigene Beratungs- und Dokumentationspflicht sowie eine
persönliche Haftung bei Beratungsfehlern trifft (§ 61 VVG). Nach altem Recht
musste lediglich der Versicherungsmakler bei Beratungsfehlern persönlich
haften. Inhaltlich decken sich die Beratungspflichten von Versicherer und Ver-
mittler, mit der Ausnahme, dass sich die Beratungspflicht des Vermittlers auf
die Beratung bei Vertragsschluss begrenzt, wohingegen der Versicherer auch
während der Laufzeit des Vertrags zur Beratung verpflichtet ist. Die Bera-
tungspflicht muss jedoch nur einmal erfüllt werden. Ist in den Vertrags-
schlussprozess ein Vermittler eingeschaltet und kommt dieser seiner Bera-
tungs- und Dokumentationspflicht nach, ist die Beratungspflicht hiermit
erfüllt; der Versicherer braucht nicht noch mal zu beraten.

(2) Beratungspflicht auch während der Laufzeit des Vertrags

Die Beratungspflicht des Versicherers beschränkt sich gemäß § 6 Abs. 4 VVG
nicht nur auf den Vertragsschluss, sondern erstreckt sich auf die volle Laufzeit
des Vertrags. Eine eigene Verpflichtung zur Beratung während der Laufzeit
des Vertrags fehlt auf Seiten des Vermittlers, doch kann dieser auch während
der Laufzeit für den Versicherer dessen Beratungspflicht erfüllen. Eine Bera-
tungssituation während der Vertragslaufzeit liegt zum Beispiel vor, wenn der
Versicherungsnehmer den Versicherer über eine geplante Auslandsreise in-
formiert und aus diesem Grund seinen Versicherungsschutz überprüft haben
möchte. Ein Anlass zur Beratung besteht auch nach einer Gesetzesänderung,
wenn hieraus für den Versicherungsnehmer eine Deckungslücke entsteht. Ein
Beispiel hierfür ist die Einführung des Umweltschadensgesetzes, das den Ver-
sicherungsnehmer nach einem Verkehrsunfall mit Ansprüchen konfrontieren
könnte, die in der herkömmlichen Kfz-Haftpflichtversicherung nicht mitversi-
chert sind (vgl. Rndr. 144 und 150). Auch die Beratungspflicht während der
Vertragslaufzeit besteht jedoch immer nur dann, wenn hierfür ein Anlass
erkennbar ist (§ 6 Abs. 4 VVG).

§ 6 Abs. 4 VVG
(4) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 besteht auch nach Vertragsschluss während
der Dauer des Versicherungsverhältnisses, soweit für den Versicherer ein Anlass für
eine Nachfrage und Beratung des Versicherungsnehmers erkennbar ist. Der Versiche-
rungsnehmer kann im Einzellfall auf eine Beratung durch schriftliche Erklärung ver-
zichten.
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(3) Umfang der Beratungspflicht

Die Beratungspflicht besteht nach § 6 VVG (für den Versicherer) und § 61 VVG
(für den Vermittler), soweit hierfür ein Anlass besteht. In der Kfz-Versiche-
rung resultiert der Anlass zur Beratung grundsätzlich daraus, dass ein Ver-
sicherungsnehmer die Anschaffung eines Fahrzeugs mitteilt und hierfür Ver-
sicherungsschutz benötigt. Der Versicherer oder der Vermittler sind in dieser
Situation dazu verpflichtet, den Kunden nach seinen Wünschen und Bedürf-
nissen zu befragen und zu beraten sowie die Gründe für jeden zu einer
bestimmten Versicherung erteilten Rat anzugeben. Umfang und Inhalt der
Beratung richten sich nach folgenden Kriterien:

� Schwierigkeit für den VN, die angebotene Versicherung zu beurteilen
� Person des VN und dessen Risikosituation
� Wünsche und Bedürfnisse des VN
� Höhe der Versicherungsprämie (Beratungsaufwand und Versicherungsprä-

mie müssen in einem angemessenen Verhältnis stehen)

In der Kfz-Versicherung ist hinsichtlich des Umfangs der Beratung zu berück-
sichtigen, dass die meisten Versicherungsnehmer in regelmäßigen Abständen
ihr Fahrzeug wechseln und deshalb über eine gewisse Erfahrung im Abschluss
einer Kfz-Versicherung verfügen. Grundsätzlich ist es deshalb nicht erforder-
lich, dem Kunden im Beratungsgespräch den Zweck einer Kfz-Versicherung
zu erläutern. In der Praxis kommt der Kunde beim Abschluss einer Kfz-Ver-
sicherung häufig sogar bereits mit einem konkreten Wunsch hinsichtlich des
Versicherungsumfangs zum Vermittler (z.B. Kunde möchte Kfz-Haftpflicht-
und Vollkaskoversicherungsschutz). In diesem Fall besteht keine Verpflich-
tung, bei dieser Gelegenheit eine umfassende Risikoanalyse durchzuführen.
Die Beratung kann auf die vom Versicherungsnehmer gewünschten Sparten
der Kfz-Versicherung beschränkt werden. Etwas anderes gilt lediglich dann,
wenn der Kunde Risiken übersieht oder für den Vermittler erkennbar ist, dass
der Wunsch des Kunden von einer Fehlvorstellung geleitet ist.
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Im Beratungsgespräch zur Kfz-Versicherung macht der Kunde deutlich, dass er
für eine anstehende Urlaubsfahrt auch seine teure Fotoausrüstung versichert
haben möchte.

BEISPIEL

(4) Dokumentation der Beratung

Das Ergebnis des Beratungsgesprächs muss in einer Beratungsdokumentation
festgehalten werden. Die Pflicht zur Dokumentation der Beratung ergibt sich
für den Versicherer aus § 6 Abs. 1 VVG und für den Vermittler aus § 61 Abs. 1
VVG. Nicht erforderlich ist es dabei, den gesamten Befragungs- und Bera-
tungsprozess zu dokumentieren. Klar und verständlich zu dokumentieren ist
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jedoch der erteilte Rat und die Gründe für diesen (§ 6 Abs. 1 Satz 2 VVG). Die
Beratungsdokumentation ist dem Versicherungsnehmer normalerweise im
Beratungsgespräch, spätestens jedoch vor Vertragsschluss auszuhändigen.
Mit Aushändigung vor Vertragsschluss ist gemeint, dass der Versicherungs-
nehmer die Beratungsdokumentation spätestens vor Zugang der Police (ggf.
in einem gesonderten Schreiben) erhalten muss.

(5) Verzicht auf Beratung

Der Versicherungsnehmer kann auf die ihm zustehende Beratung auch ver-
zichten (§ 6 Abs. 3 VVG und § 61 Abs. 2 VVG). Dahinter steckt die Überlegung,
dass ein Verbraucher, der keine Beratung wünscht, nicht zwangsberaten wer-
den soll. An einen solchen Verzicht werden jedoch hohe formelle Anforde-
rungen gestellt. Erforderlich ist eine gesonderte schriftliche Erklärung des
Versicherungsnehmers, die einen ausdrücklichen Hinweis darauf enthält, dass
sich ein Verzicht nachteilig auf seine Möglichkeiten auswirken kann, einen
Schadenersatz wegen Falschberatung geltend zu machen.

(6) Keine Beratungspflicht bei Fernabsatzverträgen

Keine Beratungspflicht besteht gemäß § 6 Abs. 6 VVG, wenn es sich um einen
Fernabsatzvertrag im Sinne von § 312b BGB handelt. Direktversicherer, die
Kfz-Versicherungen im Internet oder telefonisch anbieten, haben deshalb
keine Beratungspflicht. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass nicht in jedem
Fall, in dem ein Versicherungsvertrag über ein Fernabsatzmedium (z.B. Tele-
fon) abgeschlossen wird, auch ein Fernabsatz im Sinne von § 312b BGB vor-
liegt. Voraussetzung ist, dass der Vertrieb des Versicherers von seiner Organi-
sationsstruktur auf Fernabsatz ausgerichtet ist (z.B. Direktversicherer). Ein
Vermittler, der ausnahmsweise einmal zum Telefon greift und einen Ver-
tragsabschluss telefonisch vorbereitet, erfüllt nicht die Voraussetzungen eines
Fernabsatzes nach § 312b BGB und ist deshalb nicht von seinen Beratungs-
pflichten befreit. 

(7) Beratungspflicht hinsichtlich der vorläufigen Deckung

Bezüglich des rechtlich selbstständigen Vertrags der vorläufigen Deckung ist
der Versicherer zwar nicht von seiner Beratungspflicht befreit, doch kann er
die erforderliche Beratung und Dokumentation in der Regel mit der Beratung
für den Hauptvertrag verbinden. Eine gesonderte Beratung hinsichtlich der
vorläufigen Deckung ist jedoch erforderlich, wenn hierfür ein konkreter An-
lass besteht. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn der vorläufige Versiche-
rungsschutz – im Gegensatz zum beantragten Versicherungsschutz im Haupt-
vertrag – auf die Kfz-Haftpflichtversicherung begrenzt wird.

Da die vorläufige Deckung unbürokratisch erteilt werden können soll, er-
laubt § 6 Abs. 2 Satz 2 VVG, dass die Dokumentation der Beratung für die vor-
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läufige Deckung – wenn der VN dies wünscht – zunächst mündlich erfolgen
kann. Die Beratungsdokumentation ist dem Versicherungsnehmer dann
jedoch unverzüglich nach Vertragsschluss nachzureichen (in der Kfz-Haft-
pflichtversicherung kann gemäß § 6 Abs. 2 Satz 3 VVG die Dokumentation
dann sogar vollständig entfallen). Doch gelten diese Privilegierung nur hin-
sichtlich des rechtlich selbstständigen Vertrags der vorläufigen Deckung. Hat
– was in der Praxis die Regel ist – gleichzeitig eine Beratung zum Versiche-
rungsschutz im Hauptvertrag stattgefunden, bestehen hinsichtlich des Haupt-
vertrags die normalen Beratungs- und Dokumentationspflichten. Die Privile-
gierung der vorläufigen Deckung bringt dem Versicherer somit meist keinen
wirklichen Vorteil.

Da in der Praxis die Beratungen zu Hauptvertrag und vorläufiger Deckung in
der Regel in einem – nicht trennbaren – Gespräch erfolgen, können die Do-
kumentationen für die beiden rechtlich selbstständigen Verträge grundsätz-
lich in einer Beratungsdokumentation zusammengefasst werden. Eine Tren-
nung dieser beiden Dokumentationen würde dem tatsächlichen Ablauf des
Beratungsgesprächs widersprechen. Falls sich jedoch der Umfang des Ver-
sicherungsschutzes der vorläufigen Deckung und des Hauptvertrags nicht
decken (z.B. wenn die vorläufige Deckung nur für Kfz-Haftpflicht gilt), sollte
die diesbezügliche Aufklärung des Versicherungsnehmers in der Beratungs-
dokumentation festgehalten werden.

B. Welchen Versicherungsschutz
braucht der Kunde?

Kern jedes Beratungsgesprächs bei Abschluss einer Kfz-Versicherung ist die
Frage, welchen Versicherungsschutz der Kunde für sich und sein Fahrzeug be-
nötigt. Im Folgenden soll deshalb zunächst ein Überblick über die wichtigsten
Sparten der Kfz-Versicherung gegeben werden und dabei jeweils erläutert
werden, welchen Kunden der Abschluss der jeweiligen Versicherung emp-
fohlen werden sollte.

I. Kfz-Haftpflichtversicherung
Die Kfz-Haftpflichtversicherung ist ein Muss für jeden Fahrzeughalter. Ohne
eine Kfz-Haftpflichtversicherung kann in Deutschland grundsätzlich kein
Kraftfahrzeug zugelassen werden. Der Gesetzgeber trägt hiermit der Gefahr
Rechnung, die Kraftfahrzeuge für die Allgemeinheit darstellen. Wer durch
ein Kraftfahrzeug geschädigt wird, soll zumindest die Sicherheit haben, dass
sein Schaden ersetzt wird. Als Nachweis für bestehenden Versicherungsschutz
muss der Kraftfahrzeughalter der Zulassungsstelle eine Versicherungsbestäti-
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gung vorlegen (siehe hierzu Rdnr. 128 ff.). Gesetzliche Grundlage für die Ver-
sicherungspflicht ist §1 PflVG:

§ 1 PflVG

„Der Halter eines Kraftfahrzeugs oder Anhängers mit regelmäßigem Standort im In-
land ist verpflichtet, für sich, den Eigentümer und den Fahrer eine Haftpflichtver-
sicherung abzuschließen und aufrechtzuerhalten, die den durch den Gebrauch des
Fahrzeugs verursachten Personen, Sach- und sonstigen Vermögensschaden deckt,
wenn das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen gemäß §1 des Straßenver-
kehrsgesetzes verwendet wird.“

1. Was leistet die Kfz-Haftpflichtversicherung?

Der Abschluss einer Kfz-Haftpflichtversicherung ist für jeden Halter eines
Kraftfahrzeugs nicht nur gesetzlich vorgeschrieben, sondern auch sinnvoll.
Die Kfz-Haftpflichtversicherung ersetzt den Schaden eines Dritten, wenn die-
ser bei Gebrauch des versicherten Fahrzeugs geschädigt wird. Darüber hinaus
bietet die Kfz-Haftpflichtversicherung einen passiven Rechtsschutz. Stellt ein
Dritter gegen den Versicherungsnehmer ungerechtfertigte Ansprüche, über-
nimmt die Kfz-Haftpflichtversicherung die Abwehr dieser Ansprüche auf
ihre Kosten.

2. Welche Versicherungssumme abschließen?

Bei der Auswahl der Versicherungssumme ist der Versicherungsnehmer nicht
völlig frei. Nach dem Pflichtversicherungsgesetz müssen seit 1. 1. 2008 min-
destens nachfolgende Summen versichert werden (Anlage zu § 4 Abs. 2
PflVG):

� für Personenschäden siebeneinhalb Millionen Euro,

� für Sachschäden eine Million Euro,

� für reine Vermögensschäden 50 000 Euro

Wird nur die gesetzliche Mindestdeckung versichert, muss der Versicherungs-
nehmer darüber hinaus zu zahlende Schadenersatzleistungen aus eigener
Tasche begleichen. Selbst wenn ein Unfall nur leicht fahrlässig verursacht
wurde, haftet der Schädiger nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch unbegrenzt,
also mit allem, was er hat und noch verdienen kann oder erwerben wird. Wer
nur die gesetzlichen Mindestversicherungssummen wählt, lebt in ständiger
Gefahr, durch einen noch so kleinen Fahrfehler seine wirtschaftliche Existenz
zu gefährden. Und die unschuldigen Verkehrsopfer können nicht sicher sein,
alles zu bekommen was ihnen zusteht. Aufgrund des geringen Beitragsun-
terschiedes (nur ca. 1%) sollte sich der Versicherungskunde deshalb für die
von den meisten Versicherern angebotene höhere Deckungssumme von 100
Millionen Euro entscheiden.
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3. Wer braucht keine Kfz-Haftpflichtversicherung?

Eine Kfz-Haftpflichtversicherung benötigt grundsätzlich jeder Halter eines
Kraftfahrzeugs. Von der Pflicht, für ihr Fahrzeug eine Kfz-Haftpflichtver-
sicherung abzuschließen, befreit sind lediglich Halter, bei denen der Gesetz-
geber davon ausgeht, dass sie aufgrund ihrer Finanzkraft in der Lage sind, be-
rechtigte Schadenersatzforderungen selbst auszugleichen oder bestimmte
wenige Fahrzeugtypen, bei denen aufgrund ihrer niedrigen Geschwindigkeit
die Gefahr, einen Schaden anzurichten sehr gering ist.

Von der Versicherungspflicht befreite Halter (§ 2 PflVG)
� Bundesrepublik Deutschland
� Länder
� Gemeinden mit über 100.000 Einwohnern
� Gemeindeverbände sowie Zweckverbände

Von der Versicherungspflicht befreite Fahrzeugarten (§ 2 PflVG)
� Kraftfahrzeuge mit einer Höchstgeschwindigkeit von max. 6 km/h
� selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Stapler mit einer Höchstgeschwindigkeit

von max. 20 km/h
� nicht zulassungspflichtige Anhänger

Der überwiegende Teil der Kraftfahrzeughalter kann also nicht wählen, ob er
eine Kfz-Haftpflichtversicherung abschließen möchte oder nicht.

4. Welcher Versicherungsumfang ist sinnvoll?

Die Auswahlmöglichkeiten des Kunden hinsichtlich des Umfangs der Kfz-
Haftpflichtversicherung sind sehr begrenzt. Dies hängt damit zusammen, dass
der Gesetzgeber die Mindestinhalte der Kfz-Haftpflichtversicherung gesetz-
lich geregelt hat. Die hierfür vom Gesetzgeber eigens geschaffene Kfz-Pflicht-
versicherungsverordnung (KfzPflVV) schreibt den Versicherern den Mindest-
versicherungsumfang und die zulässigen Einschränkungen des Versiche-
rungsschutzes zwingend vor. Für den Versicherungskunden bedeutet dies,
dass er in der Kfz-Haftpflichtversicherung auf ein weitgehend standardisier-
tes Versicherungsangebot trifft, bei dem sich die Leistungen der Versicherer
allenfalls geringfügig unterscheiden.

(1) Ersatz begründeter Schadenersatzansprüche eines Dritten

Den Hauptzweck der Kfz-Haftpflichtversicherung, nämlich den Ersatz be-
gründeter Schadenersatzansprüche eines Dritten, erfüllen alle am Markt an-
gebotenen Kfz-Haftpflichtversicherungen, da diese Leistung zum gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestversicherungsschutz gehört (§ 2 Abs. 1 KfzPflVV).
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(2) Passiver Rechtsschutz

Eine vielfach unterschätzte Leistung der Kfz-Haftpflichtversicherung ist deren
passive Rechtsschutzfunktion. Stellt ein Dritter gegen den Versicherungsneh-
mer unberechtigte Ansprüche, so wehrt der Versicherer diese ab und führt
erforderlichenfalls auf seine Kosten einen teuren Rechtsstreit zur Abwehr der
ungerechtfertigt gestellten Ansprüche. Auch dieser passive Rechtsschutz ist
gesetzlich vorgeschrieben (§ 2 Abs. 1 KfzPflVV) und wird dementsprechend
von allen Versicherern angeboten.

(3) Mitversicherung von Insassen

Ein Leistungsunterschied besteht im Versicherungsumfang der Kfz-Haft-
pflichtversicherung hinsichtlich der mitversicherten Personen. Gesetzlich vor-
geschrieben ist der Versicherungsschutz für Versicherungsnehmer, Halter, Ei-
gentümer, Fahrer, Berufsbeifahrer, Omnibusschaffner und Arbeitgeber (§ 2
Abs. 2 Nr. 1 bis 6 KfzPflVV).

Unterschiede bestehen hinsichtlich der Mitversicherung der sonstigen Fahr-
zeuginsassen. Öffnet zum Beispiel ein Mitfahrer unachtsam eine Fahrzeugtür,
ohne dass der Fahrer dies vermeiden konnte, und wird dadurch ein Dritter
(z.B. ein vorbeifahrender Radfahrer) geschädigt, so benötigt der Insasse ei-
nen eigenen Versicherungsschutz. Viele Versicherer bieten deshalb auch allen
berechtigten Insassen einen eigenen Versicherungsschutz, der jedoch nur sub-
sidiär gewährt wird, d.h. der Versicherungsschutz für die Insassen besteht
nur, wenn nicht deren eigene Privathaftpflichtversicherung für den Schaden
eintritt.

(4) Mallorca-Deckung

Einige Versicherer bieten unter dem nicht sehr vielsagenden Namen „Mal-
lorca-Police“ Versicherungsschutz, falls der Versicherungsnehmer im Ausland
mit einem vor Ort angemieteten Mietwagen einen Schaden verursacht und
für den Mietwagen im Ausland kein ausreichender Kfz-Haftpflicht Versiche-
rungsschutz besteht. Wer im Ausland einen Mietwagen anmietet, muss damit
rechnen, dass in anderen Ländern (insb. außerhalb der EU) nicht der bei uns
übliche Kfz-Haftpflichtversicherungsschutz vorgeschrieben ist. Verursacht ein
Urlauber mit einem nicht ausreichend versicherten Mietwagen einen größe-
ren Schaden, kann es vorkommen, dass er einen Teil des Schadens selbst tra-
gen muss. Will der Kunde diese Versicherungslücke schließen, sollte er dies
bereits vor Urlaubsantritt mit Abschluss einer „Mallorca-Police“ zu Hause tun.
Am Urlaubsort selbst ist dies meist nicht oder nur mit Schwierigkeiten mög-
lich. Bei manchen Versicherern ist die „Mallorca-Police“ automatisch im Ver-
sicherungsschutz der Kfz-Haftpflichtversicherung enthalten, bei anderen
muss diese Leistungserweiterung gesondert vereinbart werden.
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(5) Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz

Seit Inkrafttreten des Umweltschadensgesetzes (USchadG), das am 14. No-
vember 2007 in Kraft trat, sind insbesondere gewerblich tätige Versiche-
rungsnehmer von einem neuen Risiko bedroht, das in der klassischen Kfz-
Haftpflichtversicherung nicht gedeckt ist. Nach dem neuen Gesetz kann ein
Unfallverursacher mit öffentlich-rechtlichen Ansprüchen konfrontiert wer-
den, wenn er mit seinem Fahrzeug bei Ausübung einer „beruflichen Tätig-
keiten“ einen Umweltschaden verursacht. Als Umweltschaden gilt eine Schä-
digung von Tieren, Pflanzen, Gewässern oder Böden. Vor Inkrafttreten des
Umweltschadensgesetzes mussten Umweltschäden nur dann ersetzt werden,
wenn ein Dritter aus einem Umweltschaden einen finanziellen Nachteil erlitt
(z.B. Kosten des Grundstückeigentümers für die Beseitigung des ausgelaufe-
nen Benzins). Nicht bezahlt werden musste für die Zerstörung des Lebens-
raums von Tieren oder Pflanzen, solange hieraus niemand einen finanziellen
Schaden erlitt. Nach dem Umweltschadensgesetz kann der Schädiger nun in
solchen Fällen gemäß § 9 USchadG öffentlich-rechtlich verpflichtet werden,
die Kosten zur Begrenzung und zur Sanierung des Umweltschadens zu tragen
(§ 9 USchadG). So kann der Schädiger zum Beispiel verpflichtet werden, die
Kosten für die Umsiedlung der durch sein Verhalten gefährdeten Tierart zu
tragen. Für den Halter eines Kraftfahrzeugs ergibt sich durch das neue Gesetz
eine Deckungslücke, da die Kfz-Haftpflichtversicherung derzeit ausschließ-
lich Ansprüche privatrechtlichen Inhalts deckt (vgl. Rdnr. 144 und 150). Der
Versicherungsnehmer sollte deshalb beim Auswahl einer Kfz-Versicherung
darauf achten, dass öffentlich-rechtliche Ansprüche nach dem Umweltscha-
densgesetz mitversichert sind.

II. Kaskoversicherung
Wer Schäden an seinem eigenen Fahrzeug versichern will, muss für sein Fahr-
zeug eine Kaskoversicherung abschließen. Diese wird in den Versicherungs-
bedingungen und Vertragsunterlagen der Versicherer häufig auch als „Fahr-
zeugversicherung“ bezeichnet. Die Kaskoversicherung kommt bei Beschä-
digung, Zerstörung oder Verlust des eigenen Fahrzeugs für den eingetrete-
nen Schaden auf, sofern er durch ein vertraglich vereinbartes Ereignis verur-
sacht wurde.

1. Welchen Versicherungsumfang abschließen?

Es gibt zwei Arten der Kaskoversicherung, die sich im Umfang der versicher-
ten Gefahren unterscheiden. Diese werden als Vollkasko- und Teilkaskover-
sicherung bezeichnet. Die Teilkaskoversicherung ist das preislich meist deut-
lich günstigere Basisprodukt mit eingeschränktem Versicherungsschutz. Ver-
sichert sind in der Teilkaskoversicherung unter anderem Diebstahlschäden,
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Brandschäden, Wildschäden, Hagelschäden und Glasbruchschäden. Die Voll-
kaskoversicherung ist das umfassendere Leistungspaket. Neben den in der
Teilkaskoversicherung versicherten Gefahren ersetzt die Vollkaskoversiche-
rung auch die Schäden, die am Fahrzeug durch einen selbst verschuldeten Un-
fall entstanden sind und Beschädigungen durch mut- oder böswillige Hand-
lungen Dritter (Vandalismus). Die folgende Abbildung soll die Leistungs-
unterschiede zwischen Teil- und Vollkaskoversicherung verdeutlichen:
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Kaskoversicherung

Teilkasko

Brand, Explosion

Entwendung

Elementarschäden

Wildschaden

Glasbruch

Kurzschluss an Kabeln

Vollkasko

Brand, Explosion

Entwendung

Elementarschäden

Wildschaden

Glasbruch

Kurzschluss an Kabeln

selbstverschuldeter Unfall

mut- oder böswillige Beschädigung

Auch wenn die Kaskoversicherung – im Gegensatz zur Kfz-Haftpflichtver-
sicherung – keine Pflichtversicherung ist und deren Versicherungsumfang des-
halb vom Versicherer weitgehend frei gestaltet werden kann, unterscheiden
sich die oben aufgeführten Basisleistungen bei den verschiedenen Ver-
sicherern kaum. Ihren Gestaltungsfreiraum nutzen die Versicherer jedoch bei
der Mitversicherung von Zusatzleistungen und bei den Regelungen zur Höhe
der Entschädigung im Schadenfall. Die wichtigsten dieser Unterschiede sollen
nachfolgend dargestellt werden:

(1) Ersatz von Mietwagenkosten und Nutzungsausfall

Einige Versicherer ersetzen dem Versicherungsnehmer auch in der Kaskover-
sicherung Mietwagenkosten oder alternativ Nutzungsausfall. Insbesondere
der Ersatz von Mietwagenkosten ist sinnvoll, wenn der Versicherungsnehmer
sein Fahrzeug beruflich nutzt und deshalb während einer Reparatur des Fahr-
zeugs auf ein Ersatzfahrzeug angewiesen ist. Um denjenigen zu belohnen,
der auf die oft teure Anmietung eines Mietwagens verzichtet, erstatten viele
Versicherer statt der Mietwagenkosten einen Nutzungsausfall, dessen Höhe
sich der so genannten Nutzungsausfalltabelle von Sanden/Danner/Küppers-
busch entnehmen lässt (vgl. hierzu Rdnr. 353).


